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Appell an die Weshnächfe
Demontage -Diskusion im Bundestag - Völlige Einmütigkeit aller Parteien - „Eine unerträgliche Belastung “

Bonn (TP ) Die Erörterung des deutschen
Demontage -Problems ist am Freitag in völli¬
ger Einmütigkeit aller Parteien im Bundes¬
tag durchgeführt worden.

Der Bundeskanzler stellte die große
Enttäuschung seiner Regierung über den Ver¬
lauf der Demontageaktion fest. Die Bundes¬
regierung habe bisher geglaubt, daß eine Re¬
vision möglich sei. Adenauer wies die
Westalliierten auf die psychologische Seite des
Problems hin und betonte dabei, daß es sich
deutscherseits bei der Erörterung der Demon¬
tagefrage weder um Propaganda , noch um
Rechthaberei handele. „Schon der Versailler
Vertrag war in seiner Auswirkung die beste
Propaganda für einen zügellosen Nationalis¬
mus. Wir bitten daher die drei Westmächte,
die Demontagefrage von diesem Gesichtspunkt
aus zu betrachten . Es muß einen Weg geben
zwischen dem alliierten Reparations-Verlan¬
gen und den deutschen Lebensnotwendigkei¬
ten .“

Arbeitsminister Storch erklärte u. a . : „Sie
können versichert sein, daß die Bundesregie¬
rung der Not der Demontage-Verweigerer mit
größter Aufgeschlossenheit und mit ernster
Bereitwilligkeit zu durchgreifender Hilfe ge¬
genübersteht . Was in dieser Hinsicht irgend
möglich ist, soll und wird geschehen . Es muß
eine Form gefunden werden, die besatzungs¬
rechtlich vertreten werden kann ; vor allem
aber muß eine einwandfreie Rechtsgrundlage
geschaffen werden . Den Betroffenen dürfte
am besten gedient sein , wenn die Erledigung
dieser Fragen der Bundesregierung überlas¬
sen würde , weil von ihr aus am schnellsten
geholfen werden kann .“ In einer Zusatzer¬
klärung sagte Storch ferner : „Kein Deutscher
darf für Demontagen als Arbeiter gepreßt
werden .“

Die Diskussion des Demontage-Problems
war auf die Tagesordnung gesetzt worden
durch einen Demontage-Antrag der SPD vom
7 . September.

Der mit überwältigender Mehrheit des
Hauses angenommene Beschluß der SPD cha¬
rakterisiert die fortdauernden Demontagen
als „unerträgliche Belastung des neuen demo¬
kratischen Staatswesens und als Hindernis
für die Gesundung der Wirtschaft“. Die De¬
montagen liefen den Anstrengungen des Mar-
shall-Planes zuwider, indem sie die vorhan¬
denen Produktionskräfte zerschlügen und da¬
mit den vom Marshall-Plan erstrebten Aus¬
gleich der deutschen Zahlungs-Bilanz unmög¬
lich machten. Wörtlich heißt es dann weiter:

„Demontagen und Beschränkung von Frie¬
dens -Industrien erscheinen dem deutschen
Volk als Ausdrude einer unversöhnlichen Hal¬
tung . Die Alliierten haben alle Möglichkeiten
in der Hand, ihre Wünsche nach Sicherheit
und Wiedergutmachung zu befriedigen , ohne
Arbeitsplätze zu zerstören . Europa ist nicht
damit gedient , daß man Produktionsanlagen
vernichtet . •

Im Ringen um die Abwendung dieser Zer¬
störungen hat es das deutsche Volk dankbar
empfunden, daß es auch im Ausland Ver¬
ständnis und Hilfe gefunden hat . Im beson¬
deren gilt dieser Dank dem Senat der Ver¬
einigten Staaten und der unermüd¬
lichen Aufklärungsarbeit der amerikanischen
Gewerkschaften.

Der Bundestag erhofft von den Regierun¬
gen Frankreichs , Groß -Britanniens und der
Vereinigten Staaten von Amerika, daß sie
erstens eine erneute Nachprüfung der Demon¬
tagelisten beschleunigt veranlassen und zwei¬
tens bis zur endgültigen Entscheidung keine
weiteren Demontagen durchfüh¬
ren und die laufenden Demontagen stoppen .“

Anschließend beschäftigte sich der Bundes¬
tag mit den vorliegenden Anträgen zur Ber¬
liner Frage . Mit überwältigender Mehrheit
wurde der SPD-Antrag gebilligt, Berlin als
12 . Land in die Bundesrepublik einzube¬
ziehen. Mit diesem Antrag, der von der Ber¬
liner Abgeordneten Frau Louis Schroeder vor¬
gebracht wurde , sprach sich der Bundestag
gleichzeitig dafür aus, daß Berlin künf¬
tig wieder die Hauptstadt der Bun¬
desrepublik sein sollte (Gegen diesen Zusatz
hatten sich die Bayempartei , die CSU und die
Nationale Rechte gewandt.) Die Alliierte Hohe
Kommission wurde ersucht, ihren Standpunkt
in dieser Frage zu überprüfen.

Nach der Abstimmung über die Berliner
Frage setzte sich der hessische Jusitzminister
Zinn für den sozialdemokratischen Antrag
ein, den Sitz der obersten Bundesorgane nach
Frankfurt zu lesen. Er betonte ausdrück-

„Am Rande des Abgrunds “
Die EZ vom 29 . 9. brachte unter dieser Über¬

schrift Auszüge aus der Rede des englischen
Oppositionsführers , der die Labour-Regierung
scharf kritisierte . Durch ein Versehen wur¬
den die Anführungszeichen weggelassen. Nicht
die EZ meint also, daß England „am Rande
des Abgrunds “ sei , sondern Churchill. Da
unsere Zeitung unbedingt objektiv sein will,
möchten wir dies Versehen hier ausdrücklich
feststellen .

lieh , daß damit der Anspruch Berlins, die
Hauptstadt Deutschlands zu sein, in keiner
Weise berührt würde . Es sei nicht tragbar , die
großen Summen, die man in Frankfurt be¬
reits investiert habe, nun -noch einmal in Bonn
auszugeben. Der Antrag , Frankfurt zum Sitz
der Bundesregierung zu machen, wurde einem
Ausschuß überwiesen . Dieser Ausschuß, dem
keine Vertreter aus Hessen und Nordrhein-
Westfalen angehören , soll in spätestens drei
Wochen Bericht erstatten .

*
Zu Beginn der Sitzung des Bundestages

gab Präsident Dr. Köhler bekannt , daß
außer der WAV und des Zentrums auch die
Freien Demokraten und die Deutsche Partei
eine Fraktionsgemeinschaft eingegangen seien .

Vor der Debatte über die Demontagefrage
einigte sich der Bundestag über die Mitglie¬
derzahl der 36 Ausschüsse. Demnach haben
in den wichtigsten Ausschüssen alle Fraktio¬
nen die Möglichkeit zur Mitarbeit . Es handelt
sich dabei u . a. um den Haushalts-Ausschuß
und die Ausschüsse für Finanz- und Steuer¬
fragen , für Wirtschaftspolitik, für Ernährung,Landwirtschaft und Forsten , für Heimatver¬
triebene , für Rechtswesen und Verfassungs-
recht.

Der Kohle-Preis bleibt stabil
Erklärung von Wirtschaftsminister Erhard
Bonn (TP) . Bundeswirtschaftsminister Pro¬

fessor Erhard hat den Bonner TP-Korre-

spondenten am Freitag zu folgender Erklä¬
rung ermächtigt:

„Der deutsche Kohlenpreis wird
unter allen Umständen stabil gehalten wer¬
den. Nur so ist das Anziehen der Preise zu
verhindern . Am 3 . Oktober werden in Bonn
die ersten deutsch-alliierten und insbesondere
deutsch-französischen Gespräche stattfinden,die sich um die Klärung der Kohlenfrage be¬
mühen werden . Wir sind überzeugt, daß es
gelingt, eine deutsch-französische Lösungs¬formel zu finden.“

Zu den am Montag beginnenden Bespre¬
chungen werden , wie man von anderer Seite
erfährt , auch französische Fachleute aus Paris
erwartet . Es wäre übertrieben , so sagt man
in Bonner Wirtschaftskreisen, mit einem be¬
sonders schnellen Gang der Verhandlungen
zu rechnen. Man erinnert hierbei an die Tat¬
sache, daß die Dreipunkte-Entschließung der
Hohen Kommissare vom 27. September das
Ergebnis von 18 % -stündigen Geheimbespre¬
chungen auf dem Petersberg war.

Dr. Erhard hatte am Freitag eine Aus¬
sprache mit dem Generaldirektor der Deut¬
schen Kohlenbergbauleitung, Heinrich Kost .
Es wurde vereinbart , keine allgemeinen Ex -

. portpreise für Kohlen festzusetzen. Die Preise
sollen entsprechend den einzelnen Sorten und
der Abwertung in den verschiedenen Ländern
festgelegt werden . Dieser Beschluß muß noch
von der alliierten - Hohen Kommission bestä¬
tigt werden.

Erfolgreiche Verhandlungen
D-Mark -Kurs und Kofilenpreis voneinander getrennt

Bonn (TP.). Mit Befriedigung wird in ver¬
antwortlichen deutschen Regierungskreisen
darauf verwiesen , daß die am Donnerstag auf
dem Petersberg geführten deutsch-alliierten
Gespräche zur D -Mark-Umbewertung und
vor allen Dingen zur Fixierung des deutschen
Kohlenpreises zu Erfolgen geführt haben,
welche für die Zukunft als „verheißungsvoll “
charakterisiert werden.

An den Gesprächen mit den Hohen Kom¬
missaren nahmen deutscherseits teil : Bundes¬
kanzler Dr. Adenauer , Vizekanzler Blü¬
cher , Finanzminister Dr. Schaeffer und
Wirtschaftsminister Erhard . Nach der vier¬
stündigen Konferenz wurde eine Verlautba¬
rung veröffentlicht, derzufolge man u . a. über¬
einkam, daß juristische Sachverständige der
vier Länder zusgjhmentreten sollen , um die
Anwendung gewisser Bestimmungen des Be¬
satzungs-Statuts und das Verfahren für die
Behandlung ähnlicher Fragen in Zukunft zu
prüfen . Dabei wurde allerdings festgestellt,daß die endgültige Entscheidung
aller dieser Fragen bei der Hohen Kom¬
mission verbleiben muß, daß jedoch der
Donnerstag-Sitzung ein weiterer Gedanken¬
austausch folgen wird . Als wesentlicher Pas¬
sus der Verlautbarung gilt der Hinweis: „Der
Bundesregierung bleibt überlassen, neue Vor¬
schläge zur Ausführung des § 3 des Beschlus¬
ses der Hohen Kommission zu machen.“

Deutscherseits wurde den Hohen Kommis¬
saren mitgeteilt , daß die Bundesregierung
kraft eigener Autorität den Umrechnungskurs
der Deutschen Mark zum Dollar mit Wirkung
vom 19 . September 1949 , 0 Uhr, auf 23,8 Dol¬
lar-Cents festgesetzt hat . Die Hohe Kommis¬
sion billigte diesen Beschluß , durch den die
alte Dollar-Parität von 4,20 Goldmark wie¬
derhergestellt wird.

Nach Deutung gut orientierter deutscher
Stellen weist die amtliche Verlautbarung zur
Konferenz auf dem Petersberg drei wesent¬
liche Ergebnisse auf?

Erstens haben sich die Hohen Kommissare
bereiterklärt , sich erstmalig in eine Diskus¬
sion über Vierfahrensfragen des Besatzungs-
Statuts einzulassen und diese Diskussionen in
Zukunft offiziell mit den deutschen Stellen
fortzusetzen.

Zweitens sind Gespräche in Gang gekom¬
men, die zur Abgrenzung der alliierten Kom¬
petenzen führen müssen.

Drittens ist der Absatz 3 der alliierten Ver¬
lautbarung vom Mittwoch praktisch gesehen
außer Kraft gesetzt, und zwar so lange, bis
die deutschen Gegenvorschläge zur Festlegung
des Kohlenpreises unterbreitet und erörtert
worden sind .

Grundsätzlich wird noch hinzugefügt, daß
es endlich gelungen sei , nach tagelangen Ver¬
handlungen das D - Mark - Problem von
dem Problem der Preisgestaltungfür Kohle zu trennen , was bisher in¬
folge der alliierten Haltung nicht möglich war.

Carlo SchmicT fesselt das Haus
Abschluß der Bonner Generaldebatte

Bonn (TP) . Mit der professoralen Rhetorik
seines bürgerlichen Berufes, der schöngeisti¬
gen Dialektik seiner französischen Erbanlage
und mit der parteipolitischen Fundierung ei¬
nes sozialdemokratischen Spitzenfunktionärs
sprach der Tübinger Professor Carlo Schmid
am Donnerstag 76 Minuten lang zum Bundes¬

tag una Deenaete damit im wesentlichen die
Generaldebatte zur Regierungserklärung.

Als die 60 Minuten der zugestandenenRede¬
zeit vorüber waren, billigte das Haus ge¬schlossen die Verlängerung . Als die auf der
Tribüne als die beste Rede seit der Konsti¬
tuierung des Parlaments charakterisierte Aus¬
einandersetzung mit dem Adenauer’schen So¬
zialprogramm beendet war , hatte man das
Gefühl, daß die meisten Abgeordneten einer
weiteren Verlängerung dieses mit Bonmots
durchsetzten Kollegs über Demokratie und
Freiheit zugestimmt haben würden.

Schmid bezeichnete gewisse Äußerungender Rechten als „Relikte des National-Libe-
ralismus der wilhelminischen Zeit“ und ver¬
langte die „Demobilisierung der industriellen
Reserve-Armee“

, womit er die Beseitigungder Arbeitslosigkeit meinte. Er verteidigte die
Planwirtschaft als eine Ordnung, die vorsor¬
gender Menschenverstand geschaffen habe.Zur Frage des Besatzungsstatuts er¬
klärte Carlo Schmid, daß es sich in den näch¬
sten Wochen zeigen werde, ob es Kontrolle,Befehl, Einspruch oder Beratung darstelle.
„Ich habe“ , so fuhr er fort , „hier einige Be¬
denken. Die D-Mark-Geschichte der letzten
Tage war ein schlechter Start . Der Aus¬
gleich mit Frankreich auf solider
Grundlage muß erreicht werden. Dazu sagenwir dreimal ja aber man sollte von uns nicht
verlangen, daß wir ständig im Büßerhemd
herumlaufen , und man sollte nicht von den
Franzosen verlangen , daß sie einfach ver¬
gessen , was war . Das Saargebiet ist ein Stüde
Deutschlands, es gibt keine Saarfrage. Man

wage doch eine Volksabstimmung an der Saar.
Aber wir haben hier einen Vorschlag zu ma¬
chen : Man ermögliche einen ungehinderten #Zugang der Kohle zum Erz und des Erzes zur
Kohle.“

„Die Opposition “
, so sagte CarolSchmid

zum Schluß , „ist kein Club der Mißvergnüg¬
ten ; Regierung und Opposition bilden zusam¬
men das Ganze “ .

„Diese Grenzkorrekturen
sind untragbar“

Eine außenpolitische Erklärung Adenauers
Bonn (TP) . „Ich bedauere es außerordent¬

lich, daß die niederländische Regie¬
rung in den letzten Tagen die sogenannten
Grenzkorrekturen vorgenommen hat,ohne daß sich irgend jemand vorher an das
Land Nordrhein-Westfalen oder aber — was
noch richtiger gewesen wäre — an die Bun¬
desregierung gewandt hat .“ Mit diesen Worten
leitete Bundeskanzler Adenauer am Don¬
nerstag im Bundestag eine außenpolitische
Erklärung ein, deren Eindeutigkeit von allen
Parteien des Hauses mit starkem Beifall ge¬
billigt wurde.

„Diese Grenzberichtigung im Westen ist
vollkommen unmöglich und kann
von uns in keiner Weise ertragen werden“,
sagte Adenauer. „Die niederländische Regie¬
rung wünscht, mit uns in wirtschaftlichen Be¬
ziehungen zu leben. Wirtschaftliche Beziehun¬
gen sind nicht möglich ohne gegenseitige Ach¬
tung. Es ist ein Zeichen der Mißachtung ge¬
genüber dÄ Bundesregierung, wenn derartiges
vorkommt, wie es jetzt vorgekommen ist.“

Adenauer äußerte sich ferner zu den „ ro¬
mantischen Ausführungen “ über
Böhmen , Mähren und Österreich, die im Ver¬
lauf der Generaldebatte gemacht worden seien .
Er sagte: „Ich bitte alle diejenigen, die in
diesem Haus von diesen Dingen sprechen, zu
bedenken: Jeder sollte seine Worte sehr sorg¬
fältig abwägen, ob sie nicht zu Mißdeutungen
Anlaß geben können, di?1 das im Ausland
gegen Deutschland noch bestehende Miß¬
trauen noch verstärken könnten . Jeder von
uns wird mit den vertriebenen Sudetendeut¬
schen empfinden und fühlen , und jeder wird
mit ihnen daher übereinstimmen , daß sie ver¬
langen, in ihre Heimat, in eine freie Heimat,zurückzukehren. Aber lassen Sie mich aus¬
drücklich betonen : das hat mit Plänen , GeV
danken und Gedankengängen, wie sie früher
bei den Alldeutschen und später bei. den Na¬
tionalsozialisten bestanden , gar nichts zu tun .
Das ist lediglich ein Ausdruck der Liebe zur
Heimatscholle, und weiter nichts.“

Zur Saarfrage erklärte der Kanzler:
„Die Franzosen sind wirtschaftlich an der
Saar interessiert — wir aber wirtschaftlich
und national . Ich bedauere die Entwicklung
in der Saarfrage außerordentlich , einmal aus
deutschen Interessen und zweitens aus den
europäischen Interessen heraus . Ich glaube
aber auch wie viele daran , daß sich eines
Tages doch im europäischen Sinne eine Rege¬
lung der Saarfrage finden wird , die unseren
wirtschaftlichen und nationalen Interessen ge¬
nügt .“

Keine Änderung
der Demontagepolitik

Washington (TP) . Hier gab das Au¬
ßenministerium bekannt , daß der britische,
amerikanische und französische Außenmini¬
ster vereinbart haben , in der Demontagepoli¬
tik in Deutschland keine Änderung eintreten
zu lassen .

Blif zkrieg -Drohuiig ?
Belgrader Befürchtungen nach der Kündigung des Beisfandpakfes
New York (TP) . Schlagartig ist auf den

Abschluß des Budapester Hochver¬
ratsprozesses , in dem neue Anklagen
gegen Jugoslawien erhoben wurden, die
Kündigung des sowjetrussisch¬
jugoslawischen Beistandspaktes
durch die Moskauer Regierung gefolgt .

In einer Erklärung bezeichnete der auf der
UN-Tagung weilende jugoslawische Außen¬
minister K a r d e 1 j diese Kündigung als eine
neue Bedrohung . Der Schritt der Sow¬
jetregierung beweise, daß sie ihre Einschüch¬
terungspolitik unter allen Umständen fort-
setzen wolle. Kardelj warf die Frage auf, wie
die russische Regierung ihre Haltung gegen
Jugoslawien mit ihren Friedensbeteuerungen
in Einklang bringen könna

In der russischen Note, in welcher der
Freundschaftspakt gekündigt wird, wird be¬
hauptet , Jugoslawien habe durch seine feind¬
selige Haltung den Pakt verletzt. Der Vertrag
ist 1945 in Moskau unterzeichnet worden. Er
sollte für 20 Jahre in Kraft bleiben.

In den Hauptstädten der Westmächte hat
die russische Note keine besondere Überra¬
schung hervorgerufen . Allgemein wird darauf
hingewiesen, daß der Pakt bereits seit einigen
Monaten nicht mehr bestehe. In Belgrad da ¬
gegen äußert man sich sehr besorgt über die
Lage auf dem Balkan . Ein Sonderbeauf¬
tragter Stalins soll sich in Belgrad auf¬
halten . um mit Marschall Tito über die Mei¬

nungsverschiedenheiten zwischen der Sowjet¬union und Jugoslawien zu verhandeln .
Er soll Tito vor die Entscheidung gestellt
haben , entweder den Kominformkonflikt
auf der Basis einer Balkan -Föderation zu
lösen , andernfalls die jugoslawische Regie¬
rung mit einem Blitzkrieg rechnen müsse.
Gleichzeitig soll , wie aus Triest gemeldet

wird , eine amerikanische Militärkommission
in Belgrad eingetroffen sein und sich unver¬
züglich mit dem jugoslawischen Staatschef in
Verbindung gesetzt haben.

Auch Ungarn kündigte
Budapest (R) . Nach der Sowjetunion hat

jetzt auch Ungarn den Freundschafts- und
Beistandspakt mit Jugoslawien gekündigt. Die
Regierung in Budapest bringt gegen Mar¬
schall Tito die gleichen Argumente vor, auf
die sich auch die Sowjetregierung gestützt hat .

Nach der Sowjet-Union und Ungarn hat
auch Polen seinen Freundschafts- und
Beistands-Vertrag mit Jugoslawien a u f ge¬
kündigt . Die in der diesbezüglichen Note
gegebene Begründung hält sich eng an die
sowjetische und ungarische Aufkündigung.

Mao Tse-tung Präsident
der chinesischen Volksrepublik

Peking (TP). Der Führer der chinesischen
Kommunisten M ao Tse - tung . wurde am
Freitag zum Präsidenten der chine¬
sischen Volksrepublik gewählt .
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Unterhaus billigte Abwertung
Enttäuschung über den Verlauf

der Aussprache
London (TP) . Das britische Unterhaus

billigte am Donnerstag abend die Entschei¬
dung der Regierung , das Pfund abzuwerten .
Der Mißtrauensantrag der Konservativen wur¬
de mit 350 gegen 212 Stimmen abgelehnt .

Premierminister A 111 e e erklärte zum
Schluß der Debatte, daß Großbritanniens
Wirtschaftsproblem nur auf der Basis der
Zusammenarbeit mit anderen Nationen gelöst
werden kann . Man habe von der Gleich¬
gültigkeit Großbritanniens gegen¬
über Europa gesprochen; in Wirklichkeit aber
trachte Großbritannien nach größtmöglicher
Ausdehnung des Handels nicht nur mit dem
Commonwealth und der USA , sondern auch
mit den Staaten des europäischen Kontinents.
Attlee erklärte weiter , daß die Ausgaben der
Regierung ständiger Überprüfungen unter¬
zogen würden . Er betonte jedoch , daß die
Regierung Kürzungen auf dem Gebiet des
Sozialwesens nicht für angebracht halte.

Als letzter der Oppositionsredner sprach
Eden . Er forderte die Regierung auf, eine
Konferenz der Mitgliedstaaten des Common¬
wealth und der Staaten des westeuropäischen
Kontinents einzuberufen , auf der die Auf¬
hebung von Handelsbeschränkungen erörtert
werden soll.

Zu der Unterhaus-Debatte erklärte die
„Times“

, daß diese nicht so sehr eine sach¬
liche Auseinandersetzung über die Abwertung
des Pfundes als eine Generalprobe für die
Wahlkampagne gewesen sei. In einem
Leitartikel der „Times“ wird ferner Ent¬
täuschung über den Verlauf der Debat¬
ten zum Ausdruck gebracht, die dem Volk
wenig Trost und Hilfe gegeben hätten .

UN-Vollmacht
Nationalchinas gegenstandslos

Peking (TP) . Der Konsultativrat der chine¬
sischen Volksrepublik hat die neue Ver¬
fassung für das kommunistische China
angenommen , meldet heute Radio Pe¬
king . Wie UP annimmt , wird auf Grund die¬
ser Verfassung die Regierung der chine¬
sischen Volksrepublik in den nächsten Tagen
gebildet werden . In der Verfassung wird u. a.
die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion, mit
den Volksdemokratien und mit den unter¬
drückten Völkern der Welt gefordert.

Der Konsultativrat der chinesischen Volks¬
republik beschloß , die UN-Vollversammlung
aufzufordern ,die Vollmacht der UN-Delega -
tion Nationalchinas zu widerrufen .

Tschiangkaischek
gibt weitere Verschlechterung zu

Kanton (TP) . Generalissimus Tschiangkai¬
schek gab vor dem Vorstand derKuomingtag zu,
daß sich die militärische Lage im Süden und
Südosten Chinas verschlechtert habe. Die Na¬
tionalregierung könne jedoch die Offensive
wieder ergreifen , wenn sich die Finanzschwie¬
rigkeiten beseitigen ließen . Tschiangkaischek
will künftig über die Ausgaben und Einkünfte
der Regierung öffentlich Rechenschaft geben .

Atomkontrolle nach wie vor ungelöst
V NewYork (NBC) . Die sechs ständigen

Mitglieder der UN-Atomenergie-Kommission
setzten ihre inoffiziellen Beratungen über eine
internationale Kontrolle fort. Neue Vorschläge
sollen laut Reuter bisher nicht unterbreitet
worden sein. Der US-DelegierteWarrin Austin
erklärte , die USA habe die Sowjetunion
auf gef,ordert , neue Vorschläge für eine
internationale Atomkontrolle zu unterbreiten .
Damit haben sich die Vereinigten Staaten zum
erstenmal seit drei Jahren einverstanden er¬
klärt , neue Vorlagen zu prüfen , die von den
bisherigen Kontrollplänen der Vereinten Na¬
tionen abweichen.

Neuer Griechenland -Ausschuß
Lake Success (TP) . Ein aus vier Mit¬

gliedern bestehender Ausschuß der Vereinten
Nationen wird von neuem versuchen, Grie¬
chenlands Differenzen mit seinen drei nörd¬
lichen Nachbarn Albanien, Jugoslawien und
Bulgarien beizulegen. Der Ausschuß wurde
vom politischen Ausschuß der Vereinten Na¬
tionen eingesetzt.

Luftversorgung Berlins eingestellt
Berlin (TP ) . Entsprechend einer Bekannt¬

gabe des Hauptquartiers der amerikanischen
Luftstreitkräfte wurde die Luftversorgung
Berlins am Freitag abend endgültig einge¬
stellt . Dies erfolgte einen Monat früher als
vorgesehen, weil sich jetzt ausreichende Vor¬
räte in Berlin befinden.

Bis auf weiteres werden jedoch noch neun
britische Flugzeuge fünfmal in der Woche
Kohle nach Berlin befördern . Wie amtlich an¬
gekündigt wird , haben die Berliner West¬
sektoren jetzt Kohlenvorräte , die für fünf
Monate reichen.

Interzonen -Besprechungen dauern an
Frankfurt (TP) . Das Bundeswirtschafts-

ministerium teilt mit, daß die Verhandlungen
mit der ostzonalen Wirtschaftskommission
ohne Unterbrechung fortgesetzt werden.

Nur die Sowjet -Union
Berlin (TP) . Die wahren Lebensinteres¬

sen des deutschen Volkes berücksichtigt ge¬
genwärtig nur die Sowjetunion, sagte Ger¬
hard Eisler, der neu ernannte Propaganda¬
leiter der Ostzonen-Wirtschaftskommissionbei
einem Vortrag in Berlin. Die wirtschaftliche
und politische Macht des sowjetischen Staates
werde dem deutschen Volk eine Hilfe sein,
die ihm kein anderes Land geben kann.
Markgraf Generalinspekteur der Ostpolizei
Berlin (TP) . Der Polizeipräsident des

sowjetischen Sektors von Berlin, Kurt Mark¬
graf , ist zum Generalinspekteur der Polizei in
der Ostzone ernannt worden.

*

Hessen vermindert Zahl der Ministeriell .
Das hessische Kabinett hat beschlossen , die
Zahl der Ministerien von 8 auf 5 herabzu¬
setzen. 3 Minister haben ihre Ämter nieder¬
gelegt, weil sie als Abgeordnete in den Bun¬
destag gewählt wurden , (TP)

Kann die Flüchtlingsnoi aus eigener Kraft behoben werden ?
Nach Feststellungen des Institutes für Welt¬

wirtschaft hat Westdeutschland nach dem
Kriege ungefähr 8 Millionen Menschen zu¬
sätzlich aufnehmen müssen. Diese Flücht¬
linge und Vertriebenen sind zum größ¬
ten Teil nur provisorisch untergebracht und
für viele von ihnen fehlen alle Voraussetzun¬
gen , sie in Arbeit und Brot zu bringen . Selbst
wenn alle diese Menschen gleichmäßig über
den westdeutschen Raum verteilt würden,
fehlt es an Wohnraum und Arbeits¬
plätzen . Beides zu schaffen , setzt den Ein¬
satz von Kapitalien voraus, über die wir
weder verfügen, noch in absehbarer Zeit aus
eigener Kraft werden verfügen können.

Rechnet man je Wohneinheit nur den Be¬
trag von 10 000 DM, so ergibt sich ein not¬
wendiger Kapitalaufwand von insgesamt
20 Milliarden DM. Dazu käme ein weiterer
Kapitalbedarf in schwer schätzbarer Höhe für
wirtschaftliche Investierungen zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze, der auf jeden Fall ähn¬
liche Dimensionen hat . Rechnet man dazu den
Aufwand, der notwendig ist, um unsere zer¬
störten Städte und Betriebe wieder aufzu¬
bauen, dann wird sofort die Unmöglichkeit
klar , alle diese Probleme zugleich aus eigener
Kraft lösen zu können.

Stellt man sich auf den Standpunkt , daß
der Wiederaufbau der Städte und Betriebe
ureigene Angelegenheit unseres Volkes ist, so
bleibt immer noch der beträchtliche „Rest“
der Flüchtlings- und Vertriebenensorge, des¬
sen Lösung keinen Aufschub ver¬
trägt . Ganz abgesehen von der Unmensch¬
lichkeit, diese Menschenmassen einem unge¬
wissen und in jedem Falle untragbaren Schick¬
sal auszuliefern, bedeutet eine Not derartigen
Umfanges eine schwere soziale und
politische Belastung , die im Vorfeld
der westlichen Welt nicht ohne schwerste
Schäden für alle europäischen Völker ge¬
tragen werden kann .

Hier müßte also eine Soforthilfe größeren
Stiles im Gesamtinteresse der westlichen Welt
von eben dieser Welt eingeleitet wer¬
den .

Wirtschaftlich gesehen ist es auf die Dauer
ein Nonsens , die Arbeitskraft so
vieler/Menschen nicht voll aus¬
zunutzen . Europa, das durch diesen Krieg

so schwer gelitten hat , kann sich wirtschaft¬
lich einen derartigen Ausfall nicht leisten. So¬
bald man sich von der Vorstellung freimacht,
daß ein wirtschaftlicher Einsatz der Flücht¬
linge eine einseitige Stärkung des deutschen
Wirtschaftspotentials bedeute, und begreift,
daß ein solcher ganz Europa zugute
kommen muß , schrumpft das Vorfeldrisiko —
das im Auslande immer wieder gegen Kapital¬
investierungen in Deutschland ins Feld ge¬
führt wird — zusammen. Es würden nämlich
gerade solche Investierungen auch das poli¬
tische Risiko wesentlich verkleinern , ja nach
unserem Dafürhalten stellenweise ganz be¬
seitigen, wei 1 eine wirksame Eingliederung
der Flüchtlinge in den westeuropäischen Le¬
bensraum, im Osten politische Spannungen in
eben diesem Außmaß verringert . Druck
jedweder Art erzeugt Gegendruck .
Wird also der Drude verringert , so vermin¬
dert sich folgerichtig auch der Gegendruck.
Damit würden sich für die westliche und auch
westdeutsche Wirtschaft wie von selbst ge¬
sunde Handels- und Austauschbeziehungenzu
den östlichen Ländern anknüpfen lassen, die
die erweiterte Wirtschaftskapazität aufnehmen
und zugleich als Gegenleistung dringend be¬
nötigte Nahrungsgüter heranschaffen.

Das Problem zeigt , daß wir alle in Europa
im gleichen Hause wohnen, also alle aufein¬
ander angewiesen sind. Natürlich erfordert die
Lösung des Problems ein beträchtliches Aus¬
maß konstruktiver Phantasie . Aber die Welt
hat inzwischen — wenn wir an den Mar¬
shallplan denken — bewiesen, daß sie zu
solcher fähig ist. Nur dürfen wir alle nicht
auf halbem Wege stehen bleiben.

Es gibt Möglichkeiten , das Flüchtlingspro¬
blem in Westdeutschland wenigstens teil¬
weise zu lösen , sofern sich alle Volker zu
konkretem Handeln aufraffen. Wie es heute
keinem europäischen Volk gleichgültig sein
kann , wenn beispielsweiseder Lebensstandard
des englischen Menschen absinkt, so auch
nichtf daß im Westen Deutschlands 8 Millionen
Menschen größter innerer und äußerer Not
ausgesetzt sind . Die Krankheiten , die hier¬
durch entstehen könnten, sind ansteckend ,
denn wir können uns alle nicht
isolieren ! Hbt.

Wirtschafts-tiachridi ten
Arbeitgeber zur Abwertung

hbt . Wiesbaden . Es sollte das gemein¬
same Ziel der Arbeitgeber und der Arbeit¬
nehmer sein , einen Anstieg der Lebens¬
haltungskosten zu vermeiden oder auf ein
erträgliches Mindestmaß zu beschränken,
erklärte die sozialpolitische Arbeitsgemein¬
schaft der Arbeitgeber zur Änderung des
DM-Kurses. Die Arbeitsgemeinschaft als Zen¬
tralorgan der Arbeitgeber in der Bundes¬
republik ruft Erzeuger und Händler auf , jetzt
nicht an einen Augenblicksgewinn zu denken.
Man solle die Gesundung der Wirtschaft auf
lange Sicht im Auge behüten . Die Produktion
müsse gesteigert und ihre Kosten müßten
gesenkt werden. Die Arbeitgeber fordern
ferner, daß die Steuern herabgesetzt werden.
Von den Arbeitnehmern erwarten sie, daß
einzelne „unbedachte Preissteigerungen “ nicht
zum Anlaß von Lohnforderungen genommen
werden. Die Arbeitsgemeinschaft halte auch
in der gegenwärtigen Lage an dem Grund¬
satz eines stabilen Nominallohnes fest .

Bergarbeiter fordern höhere Löhne
Bochum (TP) . Forderungen der Berg¬

arbeiter auf höhere Löhne kündigte am Don¬
nerstag ein Sprecher der Industriegewerk¬
schaft Bergbau in der britischen Zone an. Es
wurde betont, daß die Lohnforderung unab¬
hängig von der DM-Abwertung sei . Man be¬
tont ferner , daß die Kohlenpreise nicht er¬
höht werden dürfen . Zur Zeit untersucht die
Bergarbeitergewerkschaft, in welchem Um¬
fang der Lohn bei gleichbleibenden Kohlen¬
preisen gesteigert werden könne.

Getreide-Umlage 1949
Die Landwirtschaft gab sich vor der dies¬

jährigen Ernte vielfach der Hoffnung hin , daß
auch auf dem Getreidesektor eine Lok-
kerung der Bewirtschaftungsmaßnahmen vor¬
genommen würde und die Herausgabe von
Ablieferungsbescheidender Vergangenheit an¬
gehörte. Führt man sich jedoch vor Augen,
daß bei Brot getreide das Eigenaufkommen
aus der Ernte 1948 den Bedarf der Bevölke¬
rung im Vereinigten Wirtschaftsgebiet nur zu
57 % decken konnte, während

43 % durch Importe aufgebracht
werden mußten, dann ergibt sich von selbst
die Notwendigkeit, daß auch im Wirtschafts¬
jahr 1949/50 auf eine Umlage nicht
verzichtet werden darf .

Die Eigenerzeugung bei Futter getreide
betrug im vorigen Jahr etwa 64 % , wobei noch
zu berücksichtigen ist, daß die Nachfrage nur
zu einem gewissen Teil befriedigt werden
konnte. Mit Rücksicht auf diese starke Ein¬
fuhrtätigkeit bei Getreide sah sich die Frank¬
furter Verwaltung veranlaßt , auch die Ernte
1949 zu erfassen. Demgemäß wurde Brot¬
getreide für das Wirtschaftsjahr 1949/5C
zum vollablieferungspflichtigen
Erzeugnis erklärt und die Anordnung
über das Verfütterungsverbot beibehalten.
Ausgenommenvon der Abliefrungspflicht sind
lediglich die für den Selbstversorger- und
Saatgutbedarf genehmigten Sätze. Getreide
insgesamt und Hülsenfrüchte sind dagegen
Pflichterzeugnisse, d. h. jeder Erzeuger erhält
neben einem Mindestablieferungssoll in Brot¬
getreide ein bestimmtes Gesamtgetreidekon¬
tingent mitgeteilt. T

Die Höhe der Liefersolls wird einmal durch
die Anbauflächen und zum anderen durch die
Erträge bestimmt.

Nach den bisher vorliegenden Unterlagen

sind me Getreideerträge trotz der anhalten¬
den Trockenheit als befriedigend zu be¬
zeichnen . Dies mag dadurch bedingt sein, daß
die Dürre spät genug einsetzte, um sich im
großen und ganzen nicht nachteilig auf die
Ährenausbildung auswirken zu können. Diese
Feststellung schließt natürlich nicht aus, daß
bei flaehgründigen und durchlässigen Böden
Schäden durch den Niederschlagsmangel ein¬
getreten sind . Besonders gut sind die Hektar¬
erträge bei Brotgetreide ausgefallen.
Gerste ist im Korn zwar vielfach klein ge¬blieben, aber trotzdem sind auch hier beacht¬
liche Ernteergebnisse zu verzeichnen. Die Ha¬
fererträge weisen entsprechend den unter¬
schiedlichen Boden - und Niederschlagsver¬
hältnissen ein wenig gleichmäßiges Bild auf
Eine Gegenüberstellung zu den Vorjahres¬
erträgen läßt erkennen, daß im Landesdurch¬
schnitt sowohl bei Brot- als auch bei Futter¬
getreide die Ernte 1949 erheblich besser aus¬
gefallen zu sein scheint als die von 1948 . Die
Verminderung von Anbauflächen wird da¬
durch mehr als ausgeglichen, so daß das Ge¬
samtgetreideaufkommen in unserem Land
über dem des Vorjahres liegt.

Die Veranlagung der Kreise wurde von
einem beim Landwirtschaftsministerium ge¬bildeten Sachverständigenausschußunter Teil¬
nahme des Bauernverbandes vorgenommen.
Dabei wurden zum Vergleich besonders die
den Umlagen der letzten Jahre zugrunde lie¬
genden Ertragsziffern,

- sowie die bisherigen
Ablieferungsleistungenherangezogen.

Die Umlagen bei Gerste, Hafer und Som¬
mermenggetreide sind gemäß den Anordnun¬
gen der VFLF bewußt niedriger gehalten als
im Vorjahr ; damit findet der erhöhte Futter¬
bedarf Brücksichtigung. Den Betrieben soll
dadurch auch eine größere Freizügigkeit in
ihrer Wirtschaftsweise zugestanden werden.
Infolge der durch die anhaltende Trockenheit
bedingten katastrophalen Futternot in Würt¬
temberg-Baden wird es unserer Landwirt¬
schaft trotz dieser Ermäßigung der Abliefe¬
rungsmengen und der im allgemeinen gegen¬über 1948 höheren Futtergetreideernte nicht
leicht fallen, die ausgegebenen Kontingente
aufzubringen. Der verhältnismäßig hohe Ger¬
stenpreis dürfte allerdings dazu beitragen,daß diese Getreideart weitgehend erfaßt wird.Ferner werden die im Gang befindlichen und
noch in Aussicht stehenden preisgünstigen
Maisrücklieferungen die Härte der Futterge¬
treideabgabe mildem helfen. Auch ist darauf
hinzuweisen, daß Hülsenfrüchte im Verhältnis
von 1 : 1,5 dz auf das Futtergetreideabliefe¬
rungssoll anrechnungsfähig sind. Es darf je¬denfalls nicht vergessen werden, daß unsere
Ernährungswirtschaft gerade auf die Abgabe
von Gerste, Hafer und Sommergemenge für
die verschiedensten Verwendungszwecke an¬
gewiesen ist.

Fall Gröning artet in Skandal aus
Enthüllungen früherer Mitarbeiter

Rosenheim (SWK) . Der Fall des soge¬
nannten „Wunderdoktors“ Bruno Gröning
scheint langsam die Formen eines regelrech¬
ten Skandals annehmen zu wollen. Mit
Schuld daran haben nicht zuletzt Grönings
gegenwärtige und frühere Mitarbeiter selbst.
An den Zeitungskiosken machen sich „Extra¬
blätter “ und sonstige Organe mit markt¬
schreierischer Aufmachung förmlich den Platz
streitig . Es ist auch nicht immer klar ersicht¬
lich , wer gegen wen Stellung nimmt. Ob Grö¬
ning selbst von diesem langsam widerlich
werdenden Treiben weiß , soll dahingestellt
bleiben. Jedenfalls scheint er zu einer Mario-

riettenflgur seines Mitarbeiterkreises zu wer¬
den. Auch die Berichterstattung über Gröning
ist alles andere als vertrauenerweckend. Die
widerspruchsvollsten Nachrichten werden in¬
nerhalb von nicht ganz 24 Stunden dreimal
dementiert und bestätigt.

Der bisherige sogenannte „Chefpropagan¬
dist“ Grönings, der Journalist Egon Arthur
S c h m i d , bezichtigt in einer eidesstattlichen
Erklärung Gröning eines schweren Notzucht¬
verbrechens, das er an einem minderjährigen
Mädchen während der Hypnose begangen
haben soll . Schmidt spricht von einer tatsäch¬
lichenVergewaltigung der Jugendlichen. Auch
der früher für Gröning sehr rührige Dr. Mi¬
chael Graf Soltikow hat Gröning nunmehr
„entlarvt “ . Im übrigen äußert sich Soltikow
jetzt in sehr bestimmter, abfälliger Weise
über die Heilmethoden Grönings, der nur sehr
fragwürdige Ergebnisse erzielt habe. Die ge¬
heilten Kranken hätten nicht selten eine Ver¬
schlimmerung ihres Leidens feststellen kön¬
nen.

Wie verlautet , beabsichtigt Bruno Gröning ,
Deutschland erst dann zu verlassen, „wenn
hier alle Kranken geheilt seien “ , Im Zusam¬
menhang mit der Eröffnung einer Stuttgarter
Geschäftsstelle des „Ringesder Freunde Bruno
Grönings“ im Vorort Heslach wird behauptet,
daß Gröning etwa Mitte Oktober auch nach
Stuttgart komme, „um den Gläubigen Heilung
zu bringen“. Eine Nachprüfung der Bücher
und Unterlagen dieser Geschäftsstelle, die in
den letzten fünf Tagen über 1000 DM Spen¬
den vereinnahmt hat , deckteerheblicheLücken
in der Buchführung auf. Obwohl Gröning
selbst den „Ring der Freunde“ aufgelöst hat,besteht die Stuttgarter Geschäftsstelle weiter.

Sübroeffbeuffdje 3tatf)ricf)fen
Karlsruhe oder doch Stuttgart?

Karlsruhe (SWK ) . Die Frage, . wo das
heue Funkhaus des Süddeutschen Rundfunks
erstellt werden soll , hat nach Meldungen aus
Stuttgart jetzt wieder eine neue Lesart be¬
kommen. Danach ist man innerhalb der dor¬
tigen Stadtverwaltung der Auffassung, daß
das neue Funkhaus „selbstverständlich in der
Landeshauptstadt stehen müsse“ . Deshalb ist
man auch bereit , die kürzlich abgebrochenen
Verhandlungen wegen Überlassung entspre¬
chender Baulichkeiten wieder aufzunehmen.
Wie wir hören, sollen die von Karlsruhe ge¬
machten Vorschläge durchaus noch nicht unter
den Tisch gefallen sein .
Gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher verhaftet

Karlsruhe (SWK) . Einer Streife der Kri¬
minalpolizei gelang im Durlacher Wald die
Festnahme eines lang gesuchten Sittlichkeits¬
verbrechers, der im Laufe, dieses Jahres in
mehreren Fällen Frauen unter Drohungen
vergewaltigt hatte . Bei dem Verbrecher han¬
delt es sich um einen 38 Jahre alten, ledigen
Kraftfahrer aus Karlsruhe .

Tödlicher Unfall auf der Autobahn
Man nr-h 'ei -m (SWK) . Auf derÄütobahn in

der Nähe Mannheims fuhr ein Lastwagen auf
einen wegen Panne auf der Strecke stehenden
LKW -Anhänger auf . Während der Fahrer
schwer verletzt wurde, verstarb der Beifahrer
bereits auf dem Wege zum Krankenhaus.

Ein hartnäckiger Selbslmordkandidat
Heidelberg (SWK ) . Ein 23jähriger jün¬

ger Mann stieß sich in der Absicht , Selbst¬
mord zu begehen, ein Tranchiermesser in die
Herzgegend. Vor rund 14 Tagen war der junge
Mann wegen Einnehmens von Gift in ein
Krankenhaus eirigeliefert worden. Da seine
Absicht auch in diesem Falle nicht zum Er¬
folg geführt hatte , nahm er am Tage vor
seiner Entlassung aus der Klinik eine Über¬
anzahl von Schlaftabletten, deren Wirkung
jedoch im letzten Augenblick zunichte ge¬
macht werden konnte. Der hartnäckige Selbst¬
mordkandidat mußte jetzt wieder dem Kran¬
kenhaus zueeführt werden.

Verein badischer Jäger gegründet
Freiburg (SWK ) . Dieser Tage fand hier

die Gründungsversammlung des Vereins ba¬
discher Jäger statt . Zum Präsidenten wurde
Oberbürgermeister Dr. Waeldin, Lahr , gewählt.
Die neue Geschäftsstelle des Vereins befindet
sich in Freiburg , Urachstr. 15 .

Er verging sich an Jugendlichen
Konstanz (SWK ) . Hier wurde ein 38jäh-

riger Mann verhaftet , weil er seine berufliche
Tätigkeit ausnutzte, um sich in unsittlicher
Weise an Jugendlichen zu vergehen. Mehrere
Fälle konnten ihm nachgewiesen werden.

4jähriges Kind im See ertrunken
Konstanz (SWK ) . Ein 4jähriges Kind,

das von einem Kraftfahrer an den See mit¬
genommen worden war , machte sich in einem
unbewachten Augenblick davon und spielte
am Ufer . Der Fahrer , der sich kurze Zeit ent¬
fernt hatte , bemerkte bei seiner Rückkehr das
Fehlen des Kindes. Die Nachforschungen er¬
gaben, daß das Kind in den Bodensee gefal¬
len und ertrunken war . Die Leiche wurde
einen Tag später an Land gespült

Ende einer „Xanthippenschlacht“
Ludwigshafen (SWK) . Zwei Frauen,

die sich um den „Besitz“ eines Mannes nicht
einig werden konnten, gerieten auf offener
Straße in Meinungsverschiedenheitenund zer¬
zausten sich die Haare erheblich. Da auf diese
Art die Differenzen nicht beizulegen waren,
stieß die eine der Frauen der . andern eine
Gabel knapp über dem Auge in den Kopf und
verletzte sie hierdurch beträchtlich.

Das Genick gebrochen
A . Schramberg . Der Inhaber des Bier¬

depots der Brauerei Leicht -Vaihingen in
Schramberg, Albert Burgbacher, stürtzte in
seinem Anwesen so unglücklich die Treppe
herunter , daß er das Genick brach und sofort
tot war .

Ein Dementi Heinz Hilperts
Konstanz (SWK ) . Zu den verschiedenen

Veröffentlichungen der letzten Zeit üb»
Schwierigkeiten des Deutschen Theaters in
Konstanz und deren Verschärfung erklärt In¬
tendant Heinz Hilpert , daß diese Meldungen
nicht zutreffend seien .
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